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über die Konferenzeitzun des Landtages vom 12. Dezember 1940 

-8eginn vormittags 9 Uhr bis 12 Uhr mittags. 

Anwesend alle Abgeordneten 

Anwesend Reg. Chef Dr, Hoop Und Dr. Vogt. 

Schriftführer Gassner. 

Trak ta gda : 

1"Z Orientierun über die fremden olizeiliohen Abmachungen 

fit der Schweiz. 

Reg. Chef: Vorerst möchte ich ersudhen, äiese Ausführungen als 

streng vertraulich zu be handeln, da wir vermeiden möchten, dass 

vor Abschluss des Abkommens etwas in die 0effentlichkMitt 

kommt uns evtl. den Gang der Dinge erschweren könnte. Ea wird 

in kürzester Zeit Gelegenheit geben, die Ceffentlichkeit darüber 

aufzuklären und die Abmachungen zu veröffentlichen. Als Niedý, cree- 
'r schlag von vielen Verhandlungen hat sich folgendes herauskistal- 

lisisrt. 

Die Lieohtensteiner werdyn in der Zukunft in der Schweiz volle 

Preizugigkeit haben. Sowohl der Selbständig Erwerbende, als auch der 

unaelbatämdig Erwerbende haben innkünftig Anspruch auf Nieder- 

lassung und Arbeitsbewilligung in der Sohweiz, ee sei denn , dass 

andere persönliche Gründe dagegen sprechen wegen Bestrafung, 

Ausweisung etz. Als Ausnahmen gelten folgende: 

1. ) die liechtensteinischen Neubürger, die nach dem l. Jän- 

ner 1924 eingebürgert worden sind, 

2, ) jene Lieohtensteiner, die die letzten 5 Jahre mit we- 

sentlichen TJnterbrüohen nie in-Liechtenstein wohnhaft 

gewesen sind d. he jene Liechtenstei ner, die die letzten 5 

Jahre die meiste Zeit im Aus lande wohnhaft gewesen sind, 

39) Komet als weitere Eins chränkung: Wenn Soldaten und 

Wehrmänner zurückkehren und ein Liechtensteiner während 

der Zeit ihres Dienstes den Platz dieses Wehrmannes ange- 

nomnen hat, mdeste der Liechtensteiner diesen Platz räu- 

men. Das trifft übrigens auch für die Schweizer zu. 
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4. ) Eine weitere Ausnahme betrifft die Saisonarbeiter. In 

Fällen von ausgesprochener saisonmassiger Arbeitslosig- 

keit könnte zwischen der Regierung und dem Bundesrat 

vereinbart werden, dass auch die liechtensteinischen Sai- 

sonarbeiter bis maximum S Monat nach Liechtenstein zurück- 

gezogen werden, 
Das sind die Grundsätze, die bei dem Abkommen vorherrschend waren, 
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Was wir dagegen bioben mussten ist folgendes: 

a/ Gleichbehandlung der Schweizer in Liechtenstein 

b/ Die Uebernahme der fremdenpolizeiliohen Gesetzgebung der Sohwei 

Das heisst, die liecht. Regierung darf Aufenthaltsbewilligung an 

Drittausländer nur geben im Einverständnis mit der Eidg-Fremden-. 

Polizei. Das ist in grossen Zügen der Inhalt des Abkommena. Diese 

veroonbarung soll in d., n n . chs ten Tagen im Bundesrat behandelt werden. 

Hinsichtlich der Einbürgerung besteht die Vorschrift-dass, die Regie- 

rung dafür Sorge triigt, dass durch die Einbürgerungspraxis die 

schweizerischen fremd npoliseilichen Vorschriften nicht umgangen 

Werden. Wir müssten also in tukunft die Falle von Einbürgerungen 

den Schweizer Behörden unterbreiten und sie würden uns mitteilen, 

was sie über den Fall wiesnen et z, 

Wichtig ist auch, das" der Gewerbetreibende von Liechtenstein hinü- 

ber kann, wenn er jeden Tag heirnkehit, sonet hat er sich polizeilich 

anzumelden. 

gindUU: Wenn dieses Abkom-ien zustandekommt, eo darf der Liechten- 

steiner froh sein. Viele sind sich jedenfalls kaum bewustt der Vor- 

teile, die dadurch dem Lieohtenetet. ner geboten werden. 

Der Landtag nimmt mit Befriedigung von dieser Vereinbarung Kenntnis 

und weitere Anregungen werden keine gemacht. 

Brunhart Heinrich erkundigt si ch, waa bezüglich des Ueberschies- 

eons liechtensteinischen Gebietes durch das Schweizer Militär ge- 

gangen sei. 

Reg. Chef klärt auf, dase Dr. Vogt demnächst noch einmal die Angele. 

genheit mit den zuständigen Behörden zu behandeln gecenke*In Bern 

die ßaohe im Zuge dieser Vereinbarungen zur Sprache zu bring® 

habe man nicht für vorteilhaft gefunden. 
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Beie frägt an, ob es stirýr: ýe. das.. D Marxer bei der Sparkasse Frs. 
50,000 gekündigt habe, 

ler bemerkt dass bei der Sparkasse nicht bekannt eei. Ea wer, en 

Ubethaupt virle Gerüchte herumgeboten. Auoh er sei in der Zeitung 

erwähnt worden wegen Uebetragung von 4o Exekutionen durch die 

8ParkasL, e. Es sei kein wahres Wort daran, da die Sprakkse die Exe- 

kutionen selber mache. 

'dele erkundigt sich wegen der 6&igen Lohnerhöhung für die Dawenawerk- 

erbeiter. Es sei bedauerlich, dass diesem Ereuchen trotz der einge- 

tretenen Teuerung nicht stattgegeben worden sei. 
$'üihler und Dr. Voht klären auf. dass mit den Arbeiren verhandelt wor- 

den sei und dass sie sich mit der jetzigen Entlöhnung zufrieden 

6dben. Eine weitere Diskussion erübrige sich. da es ausschliesslich. 

eine Angelegenheit des Lawenawerkes sei. 

Einbürgerung der Maria Weinberg und deren Sohn 

Nach Kenntnisnahme de Gesuchsunterlagen entspinnt sich eine De- 

batte. welcher Gemeinde diene wohl letzte Einbürgerung zuzuhalten 

sei. Die einzelnen Vertreter der Gemeinden melden aih zum Wort 

und begründen ihre Wünsche. 

Dr. Sohädler stellt den Antrag, dase das Enteoheidungerecht der Regie- 

rung übertragen werde, die den Fall der finanziell schwächsten Ge- 

meinde zuhalten solle, 
! 'räsid �nt glaubt, daas auch die vorhanbliohe wirtschaftliche Projek- 

te bei der Zuweisung bestimmend sein sollzen. TU Er unterstütze 

den Antrag Dr. Schädler's, dass die Regierung beauftragt wird, die 

Auswahl der Gemeinde unter Berücksichtigung der finanziellen Schwäche 

Zu treffen, wobei er noch beantrage, auch auf die wirtschaftlichen 

Projekte un& die bian erfolgten Einbtirr. erungen in den einzelnen 
Gemeinden Rücksicht zu nehmen. 

Diener Antrag wird vom Landtag bei einer Stimme Enthlätung an- 

genommen. und der Einbürgerungefall damit aufrecht erledigt. 

III. Einbürgerung Feintmann. 

Dieser Fall wird rangeln der gesetzlicht vorgesehenen Voraus- 

setzungen und mangels nötiger Unterlagen und Papiere mehrheitlich 

abgelehnt. 

IV. Sub do-- Gemeinde Triesen wegen Lawenadiigerwe 
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Ki&!!! e ersucht, daso diese Sache nun endgültig behandelt werde, 
fei 

anderen Gemeinden sei zuerst auch nicht ein Augenschein 

für notwendig erachtet worden. 
Rist, Bernhard stellt den Antrag, dass der Fall der Regierung 

Überwiesen werde, wobei eine wohlwollende Pauachalsubventionie7rung 
Ä 3,; _ . Platzgreifen soll. 

Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. 
Heinrich Brunhart erkändigt sioh,, wie es mit dem Poetgebäudebau 

in Mauren stehe 
pr ident klädt auf, daes Beter Büohel die Bewilligung zum Bau 

eines Hauses erhalten habe und der Wandtag wird zu bestimmen haben, 

ob die Post dorthieneinveriegt wird oder nocht. Büohel hat erklärt, 

er baue auf jeden Fail. 
$13(th_ ler hält es für wünschenswert, dass volle Klarheit herreche, ob 

die Post in diesen Neubau hieneninkommt oder nicht. Ea sei so 

nicht ganz der richtige Weg. Und es sei nicht eine klare Situation 

gesci. affen. Ioh bin gegen den Vorgang als solche nicht aber gegen 
reter BüohelGegen ein Umgehen Idee Landtagabesehlusses bin ich. 

Man sollte schauen, jeden Vorwurf von der Regierung wegzunehmen. 

Ich würde nicht blinde Kuh spielen. Der Beschluss des Landtags 

sollte rascheatens abgeklet Zerden, ob man einzieht in das neue 

Gebäude oder nicht. Wenn Brehel einzieht, besteht kein Intere90e9den 

Beschluss aufrecht zu erhalten. Auf diese Art möchte der seiner- 

Zeitige Beachides raschesten liquidiert werden. Daa liegt im 

Interesse dar Oeffentlichkeit. 

_Vc&t 
klärt suf, daes das Land momentan nicht in der Lage sei 

ZU bauen. Es ist dem Peter Büohel nicht zugesichert worden, dass 

der seinerzeitige Landtagbeechlues aufgehoben worden aei. Wenn 

nun Büohel baut und die Post dort hieneinkommt, so kann das 

Zand in 2 Jahren noch bauen. Wir vergeben uns da niohta, 

er&sident bemerkt, dass man dem Bübhel nicht verbieten könne zu 

bauen.. Vorlaufig bestehe der "andtagebesohluss, dase das Land 

baue und der soll aufrecht erhalten bleiben. 

Dr. Sohüdler stellt den Antrag, den Fall Postgebäudebau in Mauren 

auf eine spätere Sitzung sau versohieben, da andre brennendere Punk- 

te zu behandeln seien. 

�" _.. _.. e.. 4.. ý.,.. ni +"A anl: aAi1M PRAY]. 
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2r&L$id_ ent erwähntdaes der Aerzteverein auf die Behandlung des 
24berkulosegesetzee 

drdnge. Er erkläre sich mit den Ergänzungen dda 

1andtages 
einveretanden. Er stellt den Antrag, dae Tbc-Gesetz in 

der M nächsten Donnerstag stattfindenden Sitzung zu behandeln 

42 88 noch vor Verabeenhiedung des Budgets zu behandeln, damit 
der Nötige Kreäit ims Budget aufgenommen werden könne. 
Drých edler kommt auf die Ernährungslage des Volkes zu sprechen 

4q4 ereuoht, daea alles daran gesetzt werde, dase die Drainagen der 
Gemeinden 

rasch gemacht werden. Er legt der Regierung sehr ans Herz, 

die schwebenden Verhandlungen mit den einzelnen Gemeinden raschesten 

Zq fördern und zum Abach]. usse zu bringen. % dürften bei den heutigen 

Verhandlungen 
nicht mehr die alten Methoden platzgreifen. Es dürfe 

heute 
nicht mehr lange herumdebattiert werden. Wenn eine Hungersnot 

itp Lande kommen sollte, »ltidU so würde de Landtag und die Regierung 

daßiir verantwortlich gemacht. Es mttssealles getan werden, um die land- 

wirteuhaftliche Produktion auf das hächste zu steigern. Im Vaduzer 

qrd Schaaner egbiet sei bisan noch nichts 89 gangen. Ein weiteres brach- 

liegendes Jahr würde sich an unserer Ernährungslage bitter rächen. 
Pr4B1dent 

verweist auf die Verhandlungen unter den einzelnen Gemein- 

den und es sei überall guter Wille vorhanden. 
Dr"Sahädle 

empfiehlt Zwangsmasbnahmen, sofern eine Einigung nicht 

2uetandekomme. 

Ke 
. Chef unterstützt den Antrag Dr. Sohädler'e. Man müsse tatsächlich 

etwas rasbher unit euer? Iacher dreinfahren. Die Ernährungslege werde, 

wenn der Krieg noch 2 Jahre dauerp'ganz bedenklioh. Die Gemeinelen 

süssten alles vorkehren, um die Ernährungslage ihrer Bürfrer zu sichern. 
Man müsse sich darauf gefasst machen, ganz auf sich ange iesen zu 

eein. 

Dr. Sohtldler wünscht, dass die Regierung bde zur nriahs ten ý4itzung 
über den Stand der Verhhndlungen zwischen den einzelnen Gemeinden 

den Landtag unterrichtet. 

Schluss der Sitzung 12 Uhr. 
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